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Stellungnahme des Bundesrates und Gegenäußerung der Bundesregierung

Stellungnahme des Bundesrates

Der Bundesrat hat in seiner 791. Sitzung am 26. September
2003 beschlossen, zu dem Gesetzentwurf gemäß Artikel 76
Abs. 2 des Grundgesetzes wie folgt Stellung zu nehmen:

1. Zum Gesetzentwurf allgemein

Der Bundesrat unterstützt das mit dem Gesetz zur Mo-
dernisierung des Investmentwesens und zur Besteuerung
von Investmentvermögen verfolgte Ziel der Bundesre-
gierung, die Wettbewerbsbedingungen des Investment-
standortes Deutschland zu verbessern.

Mit der unumgänglichen Anpassung der Besteuerungs-
regeln für ausländische Investmentvermögen an das gel-
tende EU-Recht sind jedoch erhebliche Steuerausfälle
verbunden. Vor dem Hintergrund der angespannten
Haushaltslage aller Länder und der Kommunen sieht der
Bundesrat daher die dringende Notwendigkeit für Kom-
pensationsmaßnahmen, z. B. im Rahmen des Subventi-
onsabbaus.

2. Zu Artikel 1 (§ 42 InvG)

Der Bundesrat bittet die Bundesregierung darauf hinzu-
wirken, dass für börsengehandelte Investmentfonds (so
genannte Exchange Traded Funds), wie es bereits in §§ 5
und 6 Verkaufsprospektgesetz für Wertpapiere vorgese-
hen ist, nur ein Verkaufsprospekt zu erstellen ist.

Nach §§ 5 und 6 Verkaufsprospektgesetz ist für öffent-
lich angebotene Wertpapiere, für die ein Antrag auf Zu-
lassung zum amtlichen Markt an einer inländischen
Börse gestellt ist, nur noch ein Verkaufsprospekt nach
Maßgabe der einschlägigen Vorschriften des Börsen-
gesetzes und der Börsenzulassungsverordnung erforder-
lich. Demgegenüber müssen in Deutschland aufgelegte
börsengehandelte Investmentfonds weiterhin nach den

Vorschriften des Investmentgesetzes einen Verkaufspro-
spekt veröffentlichen und nach den Vorschriften des
Börsengesetzes einen zusätzlichen Börsenprospekt er-
stellen. Börsengehandelte Investmentfonds haben sich in
den letzten Jahren sehr gut entwickelt und wurden von
den Anlegern als transparente und kostengünstige Anla-
geform angenommen. Nach Auffassung des Bundesrates
muss verhindert werden, dass aufgrund prospektrechtli-
cher Doppelbelastung ein weiteres Wachstum behindert
wird.

3. Zu Artikel 1 (§ 127 Abs. 5 InvG)

In Artikel 1 § 127 ist Absatz 5 wie folgt zu fassen:

„(5) Auf den Anspruch nach Absatz 1 finden die Vor-
schriften des Bürgerlichen Gesetzbuches über die Ver-
jährung entsprechende Anwendung.“

B e g r ü n d u n g

§ 127 Abs. 5 InvG-E entspricht § 20 Abs. 5 KAGG in
der Fassung der Bekanntmachung vom 9. September
1998 (BGBl. I S. 2726) und § 12 Abs. 3 und § 15i
AuslInvestmG in der Fassung der Bekanntmachung vom
9. September 1998 (BGBl. I S. 2820). Diese Verjäh-
rungsvorschriften erhielten ihre gegenwärtige Fassung
durch Artikel 3 Nr. 16 bzw. Artikel 4 Nr. 2 des Vierten
Finanzmarktförderungsgesetzes vom 21. Juni 2002
(BGBl. I S. 2010).

Bereits zu diesen Vorschriften hatte der Bundesrat am
20. Dezember 2001 dahin gehend Stellung genommen,
dass die mit dem Gesetz zur Modernisierung des Schuld-
rechts vom 26. November 2001 (BGBl. I S. 3138) er-
folgte Neugestaltung des Verjährungsrechts Modellcha-
rakter habe und – auch im Hinblick auf außerhalb des
BGB geregelte Ansprüche – Abweichungen davon nur
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erfolgen sollten, wenn zwingende Sachgründe dies
erforderten (Bundesratsdrucksache 936/01 (Beschluss),
S. 24 f.). Solche waren jedoch nach Auffassung des Bun-
desrates nicht gegeben, da sich die Ansprüche wegen
Prospekthaftung nicht grundlegend von Ansprüchen des
BGB unterschieden, die sich aus der Inanspruchnahme
berechtigten Vertrauens ableiten und dort der regelmäßi-
gen Verjährung unterliegen.

In ihrer Gegenäußerung (vgl. Bundestagsdrucksache
14/8017, S. 178) erklärte die Bundesregierung lediglich
ohne nähere Begründung, die Verjährungsregeln berück-
sichtigten die besonderen Gegebenheiten des Wertpa-
pierbereichs, der insbesondere durch eine erhebliche
Schnelligkeit des Geschäftsverkehrs gekennzeichnet sei.
Sie sagte jedoch zugleich zu, im weiteren Gesetzge-
bungsverfahren zu prüfen, inwieweit die Bedingungen
im Finanzmarkt eine gesonderte Betrachtung erforder-
ten. Ergebnisse einer solchen Prüfung sind nicht be-
kannt. Insbesondere beschränkt sich die Begründung zu
§ 127 Abs. 5 InvG-E auf die Aussage, die Vorschrift ent-
spreche § 20 Abs. 5 KAGG sowie § 12 Abs. 5 und § 15i
AuslInvestmG.

Die vom Bundesrat angeführten Gründe für die Erstre-
ckung der Verjährungsvorschriften des BGB auf Ansprü-
che aus Prospekthaftung bestehen nach wie vor, wohin-
gegen die Bundesregierung die von ihr behaupteten
Besonderheiten nicht dargelegt hat. Im Interesse eines
möglichst einheitlichen Verjährungsrechts sollten die
Verjährungsregeln des BGB daher auch für Ansprüche
aus Prospekthaftung gelten.

4. Zu Artikel 1 (§ 143 InvG)

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsverfah-
ren der Vorschrift über die Ordnungswidrigkeiten des
Investmentgesetzes – § 143 InvG-E – eine Fassung zu
geben, die den Grundsätzen der Bestimmtheit und der
Normenklarheit entspricht.

B e g r ü n d u n g

§ 143 InvG-E bewehrt eine Fülle von Bestimmungen mit
Geldbuße. Dabei enthält der Entwurf eine Reihe von
Pauschalbewehrungen, die den Geboten der Bestimmt-
heit und der Normenklarheit zuwiderlaufen. Besonders
problematisch erscheinen unter diesen Aspekten die Re-
gelungen in § 143 Abs. 1 und 3 InvG-E. Den Vorschrif-
ten sollte im weiteren Verlauf des Gesetzgebungsverfah-
rens eine Fassung gegeben werden, die den genannten
Grundsätzen (und den Empfehlungen des Bundesminis-
teriums der Justiz zur Abfassung von Bußgeldvorschrif-
ten) Rechnung trägt.

5. Zu Artikel 2 (§§ 5 und 6 InvStG)

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsverfah-
ren zu prüfen, ob durch die Regelungen zur Nachweis-
pflicht steuerlicher Angaben bzw. der Pauschalbesteue-
rung bei Verletzung dieser Nachweispflichten auslän-
dische Hedgefonds faktisch am Vertrieb gehindert
werden und ggf. ob ein solches Vertriebshindernis ab-
baubar ist, ohne dass inländische Hedgefonds gegenüber
ausländischen Hedgefonds schlechter gestellt werden.

6. Zu Artikel 2 (§ 8 InvStG)

Nach Auffassung des Bundesrates ist fraglich, nach wel-
chen Regeln bei einem Anleger, der in seinem Betriebs-
vermögen Investmentanteile an einem gemischten Fonds
hält, die außerbilanzielle Hinzurechnung von Teilwert-
abschreibungen vorzunehmen ist, die auf Wertverlusten
von im Fonds enthaltenen Aktien beruhen. Der Bundes-
rat bittet daher, die Vorschrift des § 8 des Investment-
steuergesetzes dahingehend zu überprüfen.

B e g r ü n d u n g

In der letzten Sitzung der Bund-Länder-Arbeitsgruppe
„Investmentsteuergesetz“ vom 21. bis 23. Juli 2003
waren sich die Länder-Vertreter (Bayern, Hamburg,
Hessen, Nordrhein-Westfalen) darin einig, dass in § 8
InvStG-E eine gesetzliche Regelung über die außerbilan-
zielle Hinzurechnung von Teilwertabschreibungen, die
auf Wertverlusten von im Fonds enthaltenen Aktien be-
ruhen, aufzunehmen ist. Diese Frage ist von großer prak-
tischer und fiskalischer Relevanz. Gleichwohl enthält
der Gesetzentwurf der Bundesregierung diesbezüglich
keine gesetzliche Regelung.

Bei einem gemischten Fonds (Fonds, in dessen Portfolio
sich sowohl Aktien als auch andere Wertpapiere befin-
den) können Wertveränderungen der Fondsanteile so-
wohl durch Wertveränderungen von im Fonds enthalte-
nen Aktien als auch durch Wertveränderungen von im
Fonds enthaltenen anderen Wertpapieren verursacht
sein.

§ 8 Abs. 1 InvStG-E bestimmt, dass Gewinne aus der
Rückgabe oder Veräußerung von Fondsanteilen bei Anle-
gern zur Hälfte (§ 3 Nr. 40 EStG) bzw. in voller Höhe
(§ 8b Abs. 1 und 2 KStG) steuerfrei sind, sofern sie auf
dem so genannten Aktiengewinn beruhen. § 8 Abs. 2
InvStG-E stellt klar, wie der Aktiengewinn im Veräuße-
rungs- oder Rückgabefall zu ermitteln ist. Weiter besagt
§ 8 Abs. 3 InvStG-E, dass – soweit für die Einnahmen aus
der Rückgabe oder Veräußerung von Fondsanteilen Ab-
satz 1 anzuwenden ist – für Gewinnminderungen dieser
Anteile § 3c Abs. 2 EStG und § 8b Abs. 3 KStG entspre-
chend gelten. Damit soll angeordnet werden, dass Ge-
winnminderungen außerbilanziell entweder zur Hälfte
oder zur Gänze wieder hinzuzurechnen sind, soweit diese
auf Wertverlusten von im Fonds enthaltenen Aktien be-
ruhen.

Es erscheint allerdings zweifelhaft, ob § 8 Abs. 3
InvStG-E, der in seinem Einleitungssatz auf die Einnah-
men aus der Rückgabe und Veräußerung abstellt, auch
den Bewertungsfall regelt. Aber selbst wenn man diese
Frage noch bejahen sollte, findet sich in § 8 InvStG-E
keine Bestimmung, die anordnet, nach welchen Regeln
im Bewertungsfall die auf Wertverlusten von im Fonds
enthaltenen Aktien beruhenden Teilwertabschreibungen
wieder hinzugerechnet werden; § 8 Abs. 2 InvStG-E re-
gelt nur den Veräußerungs- oder Rückgabefall.

7. Zu Artikel 2 (§ 13 InvStG)

a) Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsver-
fahren zu prüfen, ob die nach § 13 Abs. 1 vorgese-
hene gesonderte Feststellung auch einheitlich vorzu-
nehmen ist.
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Es bestehen hier Bedenken hinsichtlich einer wirk-
samen Bekanntgabe, weil die Anleger weder den
Finanzämtern noch den Kapitalanlagegesellschaften
bekannt sind. Zudem sind bei einer einheitlichen
Feststellung die Anleger die Betroffenen des Verwal-
tungsaktes. Aufgrund der Vielzahl der Anleger (zum
Teil 250 000) eines Fonds müssen den Anlegern
die verfahrensrechtlichen Rechte (insbesondere die
Rechtsbehelfsbefugnis) genommen werden. Es ist
jedoch fraglich, ob der gänzliche Ausschluss der An-
leger verfahrensrechtlich zulässig ist.

b) Zudem sind in § 13 Abs. 4 keine Regelungen über
die Festsetzungsverjährung und zur Bestandskraft
enthalten. Des Weiteren fehlt eine Norm, die die Fol-
gen von Abweichungen von den Bekanntmachungen
nach § 5 zu den Feststellungsbescheiden regelt.

8. Zu Artikel 2 (§ 15 Abs. 2 InvStG)

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsverfah-
ren zu prüfen, ob nach § 15 Satz 2 folgende Sätze ange-
fügt werden sollten:

„§ 2 Abs. 1 Satz 1 ist mit der Maßgabe anzuwenden,
dass die auf Investmentanteile ausgeschütteten sowie die
ausschüttungsgleichen Erträge zu den Einkünften im
Sinne des § 2 Abs. 1 Satz 1 des Einkommensteuergeset-
zes gehören. Zu welcher Einkunftsart die Einkünfte im
einzelnen Fall gehören, bestimmt sich nach der Qualifi-
kation der zugrunde liegenden Einkünfte auf der Ebene
des Investmentvermögens. Soweit Einkünfte aus der
Vermietung und Verpachtung inländischer Grundstücke
und Gewinne aus der Veräußerung inländischer Immobi-
lien und grundstücksgleicher Rechte beschränkt Steuer-
pflichtigen zuzurechnen sind, wird die Einkommen-
steuer im Wege des Steuerabzugs (§§ 50, 50a des
Einkommensteuergesetzes) erhoben. Die Einkünfte und
Gewinne im Sinne des Satzes 3 gelten als Einkünfte im
Sinne des § 50a Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 des Einkommensteu-
ergesetzes. Im Übrigen gelten §§ 50, 50a des Einkom-
mensteuergesetzes sinngemäß. § 50 Abs. 5 Satz 2 des
Einkommensteuergesetzes ist auf die Einkünfte im Sinne
des Satzes 3 sinngemäß anzuwenden. Spezial-Sonder-
vermögen mit Anlagen in Immobilien und anderen Ver-
mögensgegenständen im Sinne des § 67 Abs. 1 und § 68
Abs. 1 des Investmentgesetzes haben

a) die inländischen Erträge aus der Vermietung und Ver-
pachtung von Grundstücken und grundstücksglei-
chen Rechten und

b) die Erträge aus privaten Veräußerungsgeschäften mit
inländischen Grundstücken und grundstücksgleichen
Rechten

gesondert auszuweisen.“

B e g r ü n d u n g

Die Änderung dient der Beseitigung von unerwünschten
Steuergestaltungen, die in der Praxis zu erheblichen
Steuerausfällen führen.

Derzeit besteht folgendes Gestaltungsmodell:

Ausländische Anleger, die in inländische Immobilien
investieren, werden bei einer Direktinvestition mit den
Mieterträgen und den Veräußerungsgewinnen be-

schränkt steuerpflichtig. Daher schalten sie derzeit häu-
fig inländische Grundstücks-Spezialfonds zwischen,
d. h. der Spezialfonds erwirbt die Immobilien und der
Investor hält die Anteile an dem Spezialfonds. Somit
entsteht eine wirtschaftlich gesehen gleichwertige Situa-
tion, die allerdings wie folgt steuerlich zu würdigen ist:
Die Mieterträge und Veräußerungsgewinne, die auf
Fondsebene erzielt werden, unterliegen aufgrund der
generellen Steuerbefreiung der Investmentfonds auf
Fondsebene keiner Besteuerung. Schüttet der Spezial-
fonds die Mieterträge und Veräußerungsgewinne an den
ausländischen Anleger aus, so werden diese Erträge in
Einkünfte aus Kapitalvermögen umqualifiziert. Sie un-
terliegen nicht der beschränkten Steuerpflicht nach § 49
EStG. Eine isolierte Änderung des § 49 EStG behebt
dieses Problem nicht, da nach dem OECD-Musterab-
kommen Ausschüttungen aus Fonds unter den Dividen-
denartikel zu fassen sind und Deutschland als Quellen-
staat lediglich ein Recht zum Quellensteuerabzug hätte,
der im EU-Bereich nahezu entfallen ist und mit Dritt-
staaten in vielen Fällen höchstens 15 % betragen würde.
Daher ist es im ersten Schritt notwendig, die Umqualifi-
zierung bei Spezialfonds nicht vorzunehmen, damit der
Charakter als Mieterträge bzw. Veräußerungsgewinne
nicht entfällt. Gerade diese Maßnahme wird durch die
gesetzliche Ergänzung umgesetzt.

9. Zu Artikel 5 (§ 4 Nr. 8 Buchstabe h UStG 1999)

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsverfah-
ren zu prüfen, ob in Artikel 5 eine Ausdehnung der Be-
freiung nach § 4 Nr. 8 Buchstabe h UStG auch auf die
Leistungen solcher Unternehmer geboten ist, auf die
künftig von Kapitalanlagegesellschaften nach § 16 InvG
die Verwaltung von Sondervermögen ausgelagert wird.
Die Ausdehnung könnte geboten sein, weil die deutsche
Sprachfassung des Artikels 13 Teil B Buchstabe d Nr. 6
der 6. EG-Richtlinie möglicherweise gegenüber der
maßgeblichen französischen Sprachfassung insoweit
eine unzulässige Beschränkung enthält, als sie die Be-
freiung der Verwaltung von Sondervermögen auf die
Leistungen von Kapitalanlagegesellschaften beschränkt.

B e g r ü n d u n g

Nach § 10 des Gesetzes über Kapitalanlagegesellschaf-
ten (KAGG) ist die Verwaltung von Sondervermögen
nach dem KAGG bislang auf Kapitalanlagegesellschaf-
ten beschränkt. § 4 Nr. 8 Buchstabe h UStG befreit bis-
lang (soweit hier von Interesse) „die Verwaltung von
Sondervermögen nach dem Gesetz über Kapitalanla-
gegesellschaften“, mithin also (insoweit) nur die Ver-
waltungstätigkeit von Kapitalanlagegesellschaften. Die
Norm setzt Artikel 13 Teil B Buchstabe d Nr. 6 der 6.
EG-Richtlinie in nationales Recht um, wonach in der
deutschen Sprachfassung befreit ist „die Verwaltung von
durch die Mitgliedstaaten als solche definierten Sonder-
vermögen durch Kapitalanlagegesellschaften“.

Nach dem Gesetzentwurf soll künftig nach § 16 InvG
auch die Auslagerung der Verwaltung von Sondervermö-
gen auf Dritte zulässig sein. Um auch weiterhin (inso-
weit) nur die Verwaltung von Sondervermögen durch
Kapitalanlagegesellschaften zu befreien, sieht der Ge-
setzentwurf vor, § 4 Nr. 8 Buchstabe h UStG derart neu
zu formulieren, dass (insoweit) nur „die Verwaltung von
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Sondervermögen durch Kapitalanlagegesellschaften“
befreit ist.

Hier könnten sich jedoch Probleme aus der möglicher-
weise unzutreffenden deutschen Sprachfassung des Arti-
kels 13 Teil B Buchstabe d Nr. 6 der 6. EG-Richtlinie er-
geben. Dieser befreit in der französischen (Ur-)Fassung
„la gestion de fonds communs de placement tels qu’ils
sont définis par les États membres“. Nach der englischen
Sprachfassung ist befreit das „management of special in-
vestment funds as defined by Member States“. Bei der
Beschränkung der Befreiung der Verwaltung von Son-
dervermögen nach Artikel 13 Teil B Buchstabe d Nr. 6
der 6. EG-Richtlinie in der deutschen Sprachfassung auf
Leistungen von Kapitalanlagegesellschaften handelt es
sich mithin um eine Beschränkung, die insbesondere die
maßgebliche französische Sprachfassung nicht vorsieht.

Dies war bislang ohne Bedeutung, da das UStG als von
Deutschland zu definierende Sondervermögen (inso-
weit) nur solche nach dem KAGG vorsieht, die nach
§ 10 KAGG bislang nur durch Kapitalanlagegesellschaf-
ten verwaltet werden können. Kann die Verwaltung von
Sondervermögen nach dem Investmentgesetz künftig je-
doch auch auf Dritte ausgelagert werden, könnte es sich
bei der Versagung der Befreiung nach § 4 Nr. 8 Buch-
stabe h UStG für deren Leistungen um eine Verletzung
des Artikels 13 Teil B Buchstabe d Nr. 6 der 6. EG-
Richtlinie sowie des Neutralitätsgrundsatzes der Mehr-
wertsteuer handeln, wonach gleiche Leistungen grund-
sätzlich gleich zu behandeln sind.

Gegenäußerung der Bundesregierung

Zu Nummer 1 (Gesetzentwurf allgemein)

Infolge der nach europäischem Recht gebotenen Gleichbe-
handlung inländischer und ausländischer Fonds im Invest-
mentsteuergesetz kommt es zu Steuermindereinnahmen, die
jedoch nicht isoliert, sondern nur im Kontext aller aktuellen
Vorhaben der Bundesregierung zu bewerten sind. Die Bun-
desregierung hat vielfältige Maßnahmen vorgeschlagen, die
darauf abzielen, die Situation der öffentlichen Haushalte
signifikant und nachhaltig zu verbessern. Sie fordert die
Bundesländer deshalb auf, sich an der Umsetzung dieser
Maßnahmen nicht zuletzt im eigenen Interesse konstruktiv
zu beteiligen. Im Übrigen wird die Bundesregierung auf der
Basis der von Seiten der Länder vorgelegten Empfehlungen
zum weiteren Abbau von Subventionen Vorschläge zum
weiteren Abbau von Steuervergünstigungen und Finanzhil-
fen machen.

Zu Nummer 2 (Artikel 1, § 42 InvG-E)

Die Bundesregierung stimmt der Anregung des Bundesrates
zu.

Nach §§ 5 und 6 Verkaufsprospektgesetz ist für öffentlich
angebotene Wertpapiere, für die ein Antrag auf Zulassung
zum amtlichen Markt an einer inländischen Börse gestellt
ist, nur ein Verkaufsprospekt nach den Vorschriften des Bör-
sengesetzes in Verbindung mit der Börsenzulassungs-
verordnung erforderlich. Dagegen müssen in Deutschland
aufgelegte börsengehandelte Investmentfonds (sog. Ex-

change Traded Funds) einerseits nach § 42 des neuen In-
vestmentgesetzes einen Verkaufsprospekt sowie außerdem
einen zusätzlichen Verkaufsprospekt nach Börsenrecht er-
stellen. Diese Doppelbelastung für Anbieter börsennotierter
Fondsanteile soll beseitigt werden.

Die Bundesregierung wird prüfen, in welcher Weise eine
entsprechende Regelung vorgenommen werden kann.

Zu Nummer 3 (Artikel 1, § 127 Abs. 5 InvG-E)

Die Bundesregierung lehnt den Antrag des Bundesrates ab.

In § 127 Abs. 5 InvG-E wurde die bereits in § 20 Abs. 5
KAGG und § 12 Abs. 5 Auslandsinvestmentgesetz vorgese-
hene einjährige Verjährungsfrist für Ansprüche aus Pros-
pekthaftung unverändert übernommen.

Eine Anpassung der Verjährungsvorschriften bei der Pros-
pekthaftung an die allgemeinen Verjährungsvorschriften des
Bürgerlichen Gesetzbuchs wurde vom Bundesrat bereits
beim Vierten Finanzmarktförderungsgesetz gefordert. Die
vor dem Hintergrund der besonderen Schnelligkeit des Ge-
schäftsverkehrs mit Finanzdienstleistungen zunächst auf
sechs Monate festgesetzte Verjährungsfrist für die Prospekt-
haftung wurde damals auf ein Jahr erhöht. Die Bundesregie-
rung hatte im Rahmen des Gesetzgebungsverfahrens zum
Vierten Finanzmarktförderungsgesetz die damalige Forde-
rung des Bundesrates eingehend geprüft und dazu die betei-
ligten Kreise angehört. Bei der Anhörung hatten sich die
betroffenen Wirtschaftsverbände einhellig gegen eine noch
weitere Verlängerung der Verjährungsfrist ausgesprochen
und auf anderenfalls zu erwartende Nachteile für den Fi-
nanzplatz Deutschland hingewiesen. Diese Umstände haben
sich seitdem nicht geändert. Eine erneute Änderung zum
jetzigen Zeitpunkt sollte daher nicht veranlasst werden.

Zu Nummer 4 (Artikel 1, § 143 InvG-E)

Dem Antrag des Bundesrates wird zugestimmt.

Eine Neufassung der Vorschrift sowie Änderungen einzel-
ner darin genannter materiellrechtlicher Vorschriften wer-
den im Laufe des Gesetzgebungsverfahrens nachgereicht
werden.

Zu Nummer 5 (Artikel 2, §§ 5 und 6 InvStG-E)

Der Bitte um Prüfung, ob durch die Regelungen zur Nach-
weispflicht steuerlicher Angaben bzw. der Pauschalbesteue-
rung bei Verletzung dieser Nachweispflichten ausländische
Hedgefonds faktisch am Vertrieb gehindert werden und ggf.
ob ein solches Vertriebshindernis abbaubar ist, ohne dass
inländische Hedgefonds gegenüber ausländischen Hedge-
fonds schlechter gestellt werden, wird entsprochen.

Zu Nummer 6 (Artikel 2, § 8 InvStG-E)

Der Bitte um Prüfung der Vorschrift des § 8 InvStG-E dahin
gehend, nach welchen Regeln bei einem Anleger, der in
seinem Betriebsvermögen Investmentanteile an einem ge-
mischten Fonds hält, die außerbilanzielle Hinzurechnung
von Teilwertabschreibungen vorzunehmen ist, die auf Wert-
verlusten von im Fonds enthaltenen Aktien beruhen, wird
entsprochen.
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Zu Nummer 7 (Artikel 2, § 13 InvStG-E)

Den Bitten um Prüfung, ob die nach § 13 Abs. 1 InvStG-E
vorgesehene gesonderte Feststellung auch einheitlich vorzu-
nehmen ist und ob Regelungen zur Festsetzungsverjährung,
Bestandskraft und für die Folgen von Abweichungen von
den Bekanntmachungen nach § 5 erforderlich sind, wird
entsprochen.

Zu Nummer 8 (Artikel 2, § 15 Abs. 2 InvStG-E)

Der Bitte um Prüfung, ob nach § 15 Satz 2 InvStG-E eine
Bestimmung zur Beseitigung unerwünschter Steuergestal-
tungen angefügt werden soll, wird entsprochen.

Zu Nummer 9 (Artikel 5, § 4 Nr. 8 Buchstabe h UStG
1999 neu)

Der in der Prüfbitte des Bundesrates zum Ausdruck gekom-
menen Auffassung wird zugestimmt. In Artikel 5 des Ent-
wurfs eines Investmentmodernisierungsgesetzes ist vorge-
sehen, die Steuerbefreiung nach § 4 Nr. 8 Buchstabe h UStG
in Fortführung des geltenden Rechts wie bisher auf die Ver-
waltung von Sondervermögen durch Kapitalanlagegesell-
schaften zu beschränken, obwohl durch § 16 InvG-E künftig
die Auslagerung der Verwaltung von Sondervermögen auf
Dritte zugelassen wird. § 4 Nr. 8 Buchstabe h UStG setzt
Artikel 13 Teil B Buchstabe d Nr. 6 der 6. EG-Richtlinie
um.

Artikel 5 des Regierungsentwurfs beruht darauf, dass nach
der deutschen Sprachfassung des Artikels 13 Teil B Buch-
stabe d Nr. 6 der 6. EG-Richtlinie die Befreiung der Verwal-
tung von Sondervermögen auf die Leistungen von Kapital-
anlagegesellschaften beschränkt ist.

Nach Prüfung durch die Bundesregierung ergibt ein Ver-
gleich mit anderen Sprachfassungen des Artikels 13 Teil B
Buchstabe d Nr. 6 der 6. EG-Richtlinie, dass die Verwaltung
von Sondervermögen jeder Art, welche die Mitgliedstaaten
als solche definieren, unabhängig von der Person des ver-
waltenden Unternehmers befreit werden soll. Eine Erweite-
rung des § 4 Nr. 8 Buchstabe h UStG auf Leistungen von
Unternehmen, auf die künftig nach § 16 InvG-E die Verwal-
tung von Sondervermögen ausgelagert werden kann, ist
EU-rechtlich zulässig.
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